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Leitsätze Ausländer, die in einer Einrichtung leben

und dort weiteren notwendigen
Lebensunterhalt nach § 27b Abs. 2 SGB
XII (i.d.F. bis 31.12.2019) erhalten, haben
keinen Anspruch auf zuschussweise
Leistungen für die Beschaffung eines
ausländischen Passes.
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1. Instanz

Aktenzeichen S 20 SO 66/13
Datum 16.07.2013

2. Instanz

Aktenzeichen L 20 SO 397/19
Datum 16.03.2020

3. Instanz

Datum 08.12.2022

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Aachen vom
16.07.2013 wird zurÃ¼ckgewiesen. Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht
zu erstatten. Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt die Ã�bernahme von Beschaffungskosten fÃ¼r einen
auslÃ¤ndischen Pass durch den Beklagten.

Der 1978 geborene KlÃ¤ger ist tÃ¼rkischer StaatsangehÃ¶riger. Er ist seit 1998 im
Besitz einer unbefristeten Aufenthaltserlaubnis bzw. seit dem 01.01.2015 einer
Niederlassungserlaubnis. Er leidet an einer drogeninduzierten Psychose aus dem
schizophrenen Formenkreis. Seit dem 12.10.2009 ist fÃ¼r ihn eine gesetzliche
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Betreuung eingerichtet.

Im Herbst 1997 wurde der KlÃ¤ger nach einem Krankenhausaufenthalt in das
Ã�bergangswohnheim des Reha-Zentrums O in F. aufgenommen und erhielt dort
erstmals Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem BSHG durch den Beklagten.
Im Juni 2000 bezog er eine eigene Wohnung in F. Im Dezember 2004 wurde er
erneut in das Reha-Zentrum P aufgenommen und erhielt dort wiederum Leistungen
der stationÃ¤ren Eingliederungshilfe. Am 09.06.2008 zog er von dort aus
unmittelbar in eine AuÃ�enwohngruppe des Wohnheims des A Vereins zur
FÃ¶rderung psychisch Kranker und Behinderter e.V. in A. um und erhÃ¤lt seitdem
dort weiterhin Eingliederungshilfeleistungen durch den Beklagten. Seit dem
01.06.2012 erhielt er monatlich einen Barbetrag in HÃ¶he von (seinerzeit) 100,98
EUR (2020: 116,64 EUR).

Mit Schreiben vom 16.10.2012 beantragte der KlÃ¤ger durch seinen Betreuer beim
Beklagten die Ã�bernahme von Passbeschaffungskosten. Die GÃ¼ltigkeit seines
tÃ¼rkischen Passes laufe im Januar 2013 ab. Eine VerlÃ¤ngerung sei nicht
mÃ¶glich, so dass ein neuer Pass beantragt werden mÃ¼sse. Dieser koste 162,00
EUR bei einem GÃ¼ltigkeitszeitraum von zehn Jahren. Aus seinem Taschengeld
kÃ¶nne er den Betrag nicht ansparen.

Mit Bescheid vom 06.12.2012 bewilligte der Beklagte 162,00 EUR fÃ¼r die
Beschaffung eines Reisepasses als Darlehen. Es werde erwartet, dass der KlÃ¤ger
ab Januar 2013 das Darlehen in monatlichen Raten von 10,00 EUR zurÃ¼ckzahle.

Hiergegen erhob der KlÃ¤ger Widerspruch und begehrte die Bewilligung einer
Beihilfe statt eines Darlehens. Deutsche StaatsbÃ¼rger hÃ¤tten entsprechende
Kosten nicht zu tragen, so dass eine Ungleichbehandlung bestehe. Von seinem
Taschengeld bleibe nach einer zu leistenden DarlehensrÃ¼ckzahlung von 10,00
EUR monatlich nur wenig Ã¼brig.

Mit Schreiben vom 20.02.2013 teilte der KlÃ¤ger mit, dass nach Auskunft des
tÃ¼rkischen Konsulats die Kosten fÃ¼r die Passbeschaffung auf 208,00 EUR
gestiegen seien. Hinzu kÃ¤men noch 5,00 EUR fÃ¼r ein Passfoto.

Mit Widerspruchsbescheid vom 25.03.2013 (dem Betreuer des KlÃ¤gers zugestellt
am 05.04.2013) wies der Beklagte den Widerspruch zurÃ¼ck. Eine
Ungleichbehandlung liege nicht vor. Die Kosten fÃ¼r die Beantragung eines
Reisepasses seien im Regelbedarf berÃ¼cksichtigt. Deshalb kÃ¶nne nur ein
Darlehen gewÃ¤hrt werden. Der Beklagte sei jedoch bereit, ein solches in HÃ¶he
von 208,00 EUR zu gewÃ¤hren, welches in monatlichen Raten von 5,00 EUR
zurÃ¼ckzuzahlen sei.

Am 06.05.2013 (Montag) hat der KlÃ¤ger vor dem Sozialgericht Aachen Klage
erhoben. Im Regelsatz seien allenfalls die Passkosten fÃ¼r deutsche
LeistungsempfÃ¤nger berÃ¼cksichtigt, die jedoch deutlich geringer seien. Er habe
tatsÃ¤chlich 211,00 EUR fÃ¼r die Beschaffung eines neuen Passes aufwenden
mÃ¼ssen. Er kÃ¶nne die Passpflicht auch nicht durch Beschaffung von
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Ersatzausweispapieren umgehen. Die Kosten mÃ¼ssten daher gemÃ¤Ã� Â§ 73 SGB
XII vom Beklagten Ã¼bernommen werden.

Der KlÃ¤ger hat beantragt,

den Beklagten unter entsprechender AbÃ¤nderung des Bescheides vom 06.12.2012
in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 25.03.2013 zu verurteilen, ihm die
Kosten fÃ¼r die Ausstellung eines Passes fÃ¼r tÃ¼rkische StaatsangehÃ¶rige in
HÃ¶he von 211,00 EUR als Zuschuss zu zahlen.

Der Beklagte hat schriftsÃ¤tzlich beantragt,

die Klage abzuweisen.

Eine Ã�bernahme der Passbeschaffungskosten nach Â§ 73 SGB XII komme schon
deshalb nicht in Betracht, weil diese seit dem 01.01.2011 im Regelbedarf
berÃ¼cksichtigt seien.

Mit Urteil vom 16.07.2013 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen und die
Berufung zugelassen. Die Kosten fÃ¼r die Beschaffung von Ausweispapieren seien
seit dem 01.01.2011 im Regelsatz berÃ¼cksichtigt, so dass Â§ 73 SGB XII hierfÃ¼r
nicht mehr zur Anwendung gelangen kÃ¶nne. Eine ErhÃ¶hung der
Regelsatzleistungen gemÃ¤Ã� Â§ 27a Abs. 4 S. 1 SGB XII scheide ebenfalls aus, da
es sich bei den geltend gemachten Kosten nicht um laufende, sondern um nur
einmalige Kosten handele. Damit komme allenfalls ein Darlehen nach Â§ 37 SGB XII
in Betracht; ein solches habe der Beklagte bereits bewilligt und dabei nicht einmal
berÃ¼cksichtigt, dass 28,80 EUR als GebÃ¼hr zur Beschaffung eines deutschen
Personalausweises bereits im Regelbedarf abgebildet sei. Ermessensfehler seien
nicht ersichtlich.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 12.08.2013 Berufung eingelegt. Die Ausstellung
eines tÃ¼rkischen Reisepasses sei nicht mit der Situation vergleichbar, die bei der
Bemessung des Regelbedarfs berÃ¼cksichtigt worden sei. Die HÃ¶he seiner
Passkosten weiche maÃ�geblich ab. Es gehe bei ihm nicht um einen
Personalausweis, sondern um einen Reisepass. Er habe seit dem 01.01.2011 erst
maximal 6,00 EUR ansparen kÃ¶nnen; davon habe er die angefallenen GebÃ¼hren
nicht tragen kÃ¶nnen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Aachen vom 16.07.2013 abzuÃ¤ndern und den
Beklagten unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 06.12.2012 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 25.03.2013 zu verurteilen, ihm
Passbeschaffungskosten i.H.v. 211,00 EUR als Zuschuss zu gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.
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Er hÃ¤lt die erstinstanzliche Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Mit Beschluss vom 10.10.2017 hat der Senat im Hinblick auf das beim
Bundessozialgericht anhÃ¤ngige Revisionsverfahren B 8 SO 8/17 R das Ruhen des
vorliegenden Verfahrens angeordnet. Nach Abschluss dieses Revisionsverfahrens
(durch Urteil vom 29.05.2019) wurde das Verfahren des KlÃ¤gers fortgesetzt.

Der KlÃ¤ger hÃ¤lt im Anschluss an die Entscheidung des Bundessozialgerichts an
seiner Berufung fest. Er meint, seine Situation sei in keiner Weise mit derjenigen
vergleichbar, Ã¼ber die das Bundessozialgericht entschiedenen habe. Er erhalte in
der Einrichtung keine Regelsatzleistungen; vielmehr beziehe er als Geldleistung
allein den Barbetrag, in dem denklogisch keine Passbeschaffungskosten
berÃ¼cksichtigt sein kÃ¶nnten. Er benÃ¶tige den Pass allein zur- ErfÃ¼llung seiner
Passpflicht; Reiseabsichten oder -notwendigkeiten in die TÃ¼rkei hÃ¤tten nicht
bestanden und bestÃ¼nden weiterhin nicht. Er hÃ¤tte die Passkosten nicht etwa
durch Beschaffung eines Ausweisersatzes gemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs. 2 AufenthG
umgehen kÃ¶nnen. Denn das wÃ¼rde voraussetzen, dass er einen Pass oder
Passersatz nicht in zumutbarer Weise erlangen kÃ¶nne. Ein Sachverhalt, der eine
solche Unzumutbarkeit begrÃ¼nden wÃ¼rde, sei bei ihm jedoch nicht ersichtlich.
Nach Â§ 5 Abs. 2 Nr. 4 Aufenthaltsverordnung (AufenthV) sei die Tragung der vom
Herkunftsstaat allgemein festgelegten GebÃ¼hren fÃ¼r die Passbeschaffung
zumutbar.

Der KlÃ¤ger hat ausweislich der hierzu vorgelegten E-Mail-Korrespondenz eine
Auskunft des zustÃ¤ndigen AuslÃ¤nderamtes zur rechtlichen Wirkung eines
Ausweisersatzes eingeholt, auf die Bezug genommen wird. Einen Antrag auf
Erteilung eines solchen Ausweisersatzes hat er bislang nicht gestellt.

Der Beklagte hat ergÃ¤nzend mitgeteilt, das dem KlÃ¤ger fÃ¼r die Passbeschaffung
gewÃ¤hrte Darlehen sei mittlerweile durch Einbehaltung vollstÃ¤ndig
zurÃ¼ckgezahlt.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung des KlÃ¤gers hat keinen Erfolg.

A. Die Berufung ist zulÃ¤ssig. Sie wurde â�� bei einem vom KlÃ¤ger verfolgten
Anspruch von 211,00 EUR â�� vom Sozialgericht im Urteil vom 16.07.2013
zugelassen (vgl. Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 HS 1 und HS 2 Nr. 2 SGG); der Senat ist an
diese Zulassung gebunden (Â§ 144 Abs. 3 SGG). Die Berufung wurde im Ã�brigen
auch fristgerecht erhoben.

B. Die Berufung ist jedoch unbegrÃ¼ndet. Denn die Klage ist zwar zulÃ¤ssig, aber
unbegrÃ¼ndet.

I. Gegenstand des Verfahrens ist der Bescheid vom 06.12.2012 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 25.03.2013, mit dem die Beklagte die Bewilligung von
Leistungen fÃ¼r Passbeschaffungskosten als Zuschuss abgelehnt und lediglich ein
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Darlehen (208,00 EUR) bewilligt hat. Da der KlÃ¤ger das erhaltene Darlehen bereits
vollstÃ¤ndig zurÃ¼ckgezahlt hat, ist seine Klage als kombinierte Anfechtungs- und
Leistungsklage (Â§ 54 Abs. 1, 4 SGG) statthaft (vgl. dazu BSG, Urteil vom
28.02.2013 â�� B 8 SO 4/12 R Rn. 9).

II. Die Klage wurde fristgerecht erhoben. Denn der Widerspruchsbescheid vom
25.03.2013 wurde dem KlÃ¤ger erst am 05.04.2013 zugestellt, so dass die am
06.05.2013 (Montag) erhobene Klage rechtzeitig bei dem Sozialgericht Aachen
einging.

III. Richtiger Beklagter ist der Beklagte als die den Bescheid erlassende Stelle.

Der Beklagte war auch fÃ¼r die begehrten Leistungen der sachlich und Ã¶rtlich
zustÃ¤ndige SozialhilfetrÃ¤ger.

Die Ã¶rtliche ZustÃ¤ndigkeit des Beklagten ergibt sich aus Â§ 98 Abs. 2 S. 2 SGB XII
. Nach Â§ 98 Abs. 2 Satz 1 SGB XII ist fÃ¼r die stationÃ¤re Leistung der TrÃ¤ger der
Sozialhilfe Ã¶rtlich zustÃ¤ndig, in dessen Bereich die Leistungsberechtigten ihren
gewÃ¶hnlichen Aufenthalt im Zeitpunkt der Aufnahme in die Einrichtung haben oder
in den zwei Monaten vor der Aufnahme zuletzt gehabt hatten. ErgÃ¤nzend
bestimmt Satz 2 der Vorschrift fÃ¼r den Fall des Ã�bertritts von einer in eine
andere Einrichtung, dass der gewÃ¶hnliche Aufenthalt, der fÃ¼r die erste
Einrichtung maÃ�gebend war, weiterhin entscheidend ist. Der KlÃ¤ger bewohnte
seit Juni 2000 eine eigene Wohnung in Frankfurt a.M. Im Anschluss daran wurde er
am 20.12.2004 in das Reha-Zentrum P aufgenommen, wo er Leistungen der
stationÃ¤ren Eingliederungshilfe durch den Beklagten erhielt. Von dort aus zog er
am 09.06.2008 direkt in eine AuÃ�enwohngruppe des Wohnheims des Aer Vereins
zur FÃ¶rderung psychisch Kranker und Behinderter e.V. in A um, wo er sich ohne
Unterbrechung bis zum streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum aufhielt. Die Kosten fÃ¼r
die stationÃ¤ren Leistungen trug ebenfalls der Beklagte. Da der KlÃ¤ger somit vor
erstmaligem Eintritt in eine Einrichtung seinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in
Frankfurt a.M. hatte, ist der Beklagte als dort Ã¶rtlich zustÃ¤ndiger
SozialhilfetrÃ¤ger auch fÃ¼r die Leistungserbringung in A zustÃ¤ndig.

Die sachliche ZustÃ¤ndigkeit des Beklagten ergibt sich aus Â§ 97 Abs. 2 bis 4 SGB
XII i.V.m. Â§ 2 des Hessischen AusfÃ¼hrungsgesetzes zum SGB XII (HAG/SGB XII
i.d.F. bis 31.12.2013). Der Beklagte ist nach Â§ 3 Abs. 1 HAG/SGB XII (a.F.)
Ã¼berÃ¶rtlicher TrÃ¤ger der Sozialhilfe. GemÃ¤Ã� Â§ 97 Abs. 3 Nr. 1 SGB XII war er
auch im Zeitraum der Bedarfsentstehung und der Entscheidung Ã¼ber den
Leistungsantrag (2012/2013) fÃ¼r Leistungen der Eingliederungshilfe zustÃ¤ndig,
weil Â§ 2 HAG/SGB XII insofern keine abweichende Regelung traf. GemÃ¤Ã� Â§ 97
Abs. 4 SGB XII wird von der sachlichen ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r die stationÃ¤ren
Leistungen auch die sachliche ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r Leistungen nach anderen
Kapiteln des SGB XII, die gleichzeitig zu erbringen sind, mit umfasst. Damit war der
Beklagte auch fÃ¼r die hier streitigen Leistungen nach dem Dritten oder Neunten
Kapitel des SGB XII sachlich zustÃ¤ndig.

IV. Eine Beteiligung sozial erfahrener Dritter vor Erlass des Widerspruchsbescheides
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hatte gemÃ¤Ã� Â§ 8 Abs. 2 HAG/SGB XII (i.d.F. bis 31.12.2019) â�� als abweichende
landesrechtliche Regelung i.S.v. Â§ 116 Abs. 2 SGB XII â�� nicht stattzufinden.

V. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Ã�bernahme der ihm entstandenen
Passbeschaffungskosten als Zuschuss an Stelle des ihm gewÃ¤hrten Darlehens. Ein
Anspruch auf Leistungen nach dem AsylbLG scheidet fÃ¼r ihn als Inhaber einer
Niederlassungserlaubnis von vornherein aus (dazu unter 1). Ist er wegen dieser
Erlaubnis zugleich zwar nicht grundsÃ¤tzlich von Leistungen der Sozialhilfe
ausgeschlossen oder beschrÃ¤nkt (dazu unter 2.), so scheidet gleichwohl ein
Anspruch nach Â§ 73 SGB XII ebenso aus (dazu unter 3.a) wie eine Ã�bernahme der
Passbeschaffungskosten als weiterer notwendiger Lebensunterhalt i.S.d. Â§ 27b
Abs. 1 S. 1, Abs. 2 S. 1 SGB XII (i.d.F. bis 31.12.2019) oder durch ErhÃ¶hung des
Barbetrages (dazu unter 3.b).

1. Der KlÃ¤ger (seit dem 29.04.1998 bereits im Besitz einer unbefristeten
Aufenthaltserlaubnis) war seit dem 01.01.2005 Inhaber einer
Niederlassungserlaubnis (Â§ 101 Abs. 1 AufenthG). Als solcher gehÃ¶rt er nicht zum
anspruchsberechtigten Personenkreis i.S.d. Â§ 1 AsylbLG. Ein Anspruch auf
Ã�bernahme von Passbeschaffungskosten nach Â§ 6 Abs. 1 S. 1 AsylbLG konnte â��
unbeschadet der Frage, ob der Beklagte dafÃ¼r Ã¼berhaupt hÃ¤tte zustÃ¤ndig
sein kÃ¶nnen â�� ihm deshalb von vornherein nicht zustehen (vgl. hierzu BSG,
Urteil vom 12.09.2018 â�� B 4 AS 33/17 R Rn. 30).

2. Mangels Leistungsberechtigung nach dem AsylbLG war der KlÃ¤ger nicht
gemÃ¤Ã� Â§ 23 Abs. 2 SGB XII (i.d.F. bis 05.08.2016) von Leistungen der Sozialhilfe
ausgeschlossen. Als Inhaber einer Niederlassungserlaubnis galten fÃ¼r ihn nach Â§
23 Abs. 1 S. 4 SGB XII zudem nicht die BeschrÃ¤nkungen bei Sozialhilfeleistungen
gem. Â§ 23 Abs. 1 S. 1 SGB XII.

3. Das SGB XII sieht jedoch den vom KlÃ¤ger geltend gemachten Anspruch auf
zuschussweise Ã�bernahme von Beschaffungskosten fÃ¼r einen tÃ¼rkischen Pass
nicht vor.

a) Der KlÃ¤ger kann einen Anspruch auf Ã�bernahme der Passbeschaffungskosten
als Zuschuss nicht auf Â§ 73 SGB XII stÃ¼tzen. Nach dieser Vorschrift kÃ¶nnen
Leistungen auch in sonstigen Lebenslagen als Beihilfe oder als Darlehen erbracht
werden, wenn sie den Einsatz Ã¶ffentlicher Mittel rechtfertigen. Die fÃ¼r einen
Anspruch vorausgesetzte â��sonstige Lebenslageâ�� zeichnet sich dadurch aus,
dass sie vom (Ã¼brigen) Sozialleistungssystem nicht erfasst ist und damit einen
â��Sonderbedarfâ�� (im Sinne einer atypische Bedarfslage) darstellt (BSG, Urteil
vom 29.05.2019 â�� B 8 SO 14/17 R Rn. 11 m.w.N.). Dies trifft auf notwendige
(Mehr-)Kosten fÃ¼r einen auslÃ¤ndischen Pass nicht zu.

aa) Das Bundessozialgericht hat bereits entschieden, dass Passbeschaffungskosten
(und auch die in diesem Zusammenhang entstehenden Fahrkosten) vom
Regelbedarf gemÃ¤Ã� Â§ 27a Abs. 2 S. 1 SGB XII erfasst sind und die Notwendigkeit
der Passbeschaffung daher bereits keine atypische Bedarfslage darstellt (vgl. BSG,
Urteil vom 12.09.2018 â�� B 4 AS 33/17 R, ferner Urteile vom 29.05.2019 â�� B 8
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SO 14/17 R und B 8 SO 8/17 R; ebenso bereits das Urteil des Senats vom
18.05.2015 â�� L 20 SO 355/13 Rn. 36 ff.). Handelt es sich aber um eine vom
Regelbedarf erfasste Bedarfslage und ist allein der Umfang des Bedarfs im Einzelfall
atypisch, so ist dieser Bedarf ggf. nach MaÃ�gabe des Â§ 27a Abs. 4 SGB XII durch
eine abweichende Bemessung des Regelbedarfs zu decken; eine atypische
Bedarfslage i.S.d. Â§ 73 SGB XII ist hingegen ausgeschlossen (vgl. BSG, Urteil vom
29.05.2019 â�� B 8 SO 14/17 R Rn. 11. Zu Passbeschaffungskosten von 217,00 EUR
siehe allerdings BSG, Urteil vom 12.09.2018 â�� B 4 AS 33/17 R, das schon das
Bestehen einer Unterdeckung verneint). Mangels RegelungslÃ¼cke ist zugleich
auch eine erweiterte oder analoge Anwendung des Â§ 73 SGB XII ausgeschlossen;
fÃ¼r vom Regelbedarf umfasste Bedarfe kommen vielmehr allenfalls
darlehensweise Leistungen (Â§ 37 SGB XII) in Betracht (BSG, Urteil vom 29.05.2019
â�� B 8 SO 14/17 R Rn. 16).

bb) Etwas anderes gilt nicht etwa deshalb, weil der KlÃ¤ger vorliegend keine
monatlichen Regelsatzleistungen, sondern als Geldleistung lediglich einen
Barbetrag nach Â§ 27b Abs. 2 SGB XII bzw. ggf. Leistungen des weiteren
notwendigen Lebensunterhalts gemÃ¤Ã� Â§ 27b Abs. 1 S. 1, Abs. 2 S. 1 SGB XII
(jeweils in der bis zum 31.12.2019 geltenden Fassung) erhalten konnte.

Zwar ist dem KlÃ¤ger zuzugeben, dass die Bemessung des Barbetrages â�� anders
als diejenige der Regelbedarfe â�� nicht auf einer statistisch exakten Ermittlung
beruht, sondern grundsÃ¤tzlich als prozentualer Anteil des Regelbedarfs berechnet
wird (vgl. Â§ 27b Abs. 2 S. 2 SGB XII: mindestens 27 vom Hundert der
Regelbedarfsstufe 1). Dabei steht keineswegs fest, dass Bewohnern von
Einrichtungen Einzelbedarfe stets in vergleichbarer Weise, aber lediglich in
geringerem Umfang entstehen wie Sozialhilfeberechtigten auÃ�erhalb von
Einrichtungen. Aus der Bildung des Barbetrages als einem prozentualen Anteil der
Regelbedarfsstufe 1 kann insofern nicht geschlossen werden, dass im Barbetrag
ebenfalls (wie im Regelbedarf) ein Bedarfsanteil fÃ¼r Passbeschaffungskosten
berÃ¼cksichtigt ist. Das Bundessozialgericht hat vielmehr (zumindest zur bis zum
31.12.2019 geltenden Rechtslage) darauf hingewiesen, dass der Barbetrag als
â��Taschengeldâ�� fÃ¼r den persÃ¶nlichen Freiraum nur der ErfÃ¼llung
persÃ¶nlicher BedÃ¼rfnisse (neben den in der Einrichtung selbst erbrachten
Leistungen) diene, also insbesondere der Deckung soziokultureller Bedarfe (BSG,
Urteil vom 23.08.2013 â�� B 8 SO 17/12 R Rn. 37). Er solle â�� als â��nicht weiter
zu verifizierender Basisbetragâ�� (so BSG, a.a.O.) â�� nur die persÃ¶nlichen
BedÃ¼rfnisse des tÃ¤glichen Lebens, Aufwendungen fÃ¼r KÃ¶rperpflege und
Reinigung, fÃ¼r die Instandhaltung der Schuhe, Kleidung und WÃ¤sche in kleinerem
Umfang sowie fÃ¼r die Beschaffung von WÃ¤sche und Hausrat von geringem
Anschaffungswert abgelten (BSG, Urteil vom 15.11.2012 â�� B 8 SO 25/11 R Rn.
14).

FÃ¼r die Frage der Anwendbarkeit des Â§ 73 SGB XII bei Beschaffungskosten fÃ¼r
einen auslÃ¤ndischen Pass ist es gleichwohl unerheblich, ob diese Kosten unter den
Begriff der persÃ¶nlichen BedÃ¼rfnisse des tÃ¤glichen Lebens (fÃ¼r deren
Deckung der Barbetrag des Â§ 27b Abs. 2 SGB XII gedacht ist; s.o.) gefasst werden
kÃ¶nnen. Denn jedenfalls besteht fÃ¼r LeistungsempfÃ¤nger in Einrichtungen

                             7 / 11

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%208%20SO%2014/17%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%208%20SO%208/17%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=20%20SO%20355/13
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/27a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/73.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%208%20SO%2014/17%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20AS%2033/17%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/73.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/37.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%208%20SO%2014/17%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/27b.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/27b.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/27b.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%208%20SO%2017/12%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%208%20SO%2025/11%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/73.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/27b.html


 

gemÃ¤Ã� Â§ 27b Abs. 2 S. 1 SGB XII ein Anspruch auf Deckung ihres weiteren
notwendigen Lebensunterhalts. Dieser umfasst â�� neben Barbetrag und Kleidung
(Â§ 27b Abs. 2 S. 1 SGB XII) â�� grundsÃ¤tzlich alles, was nicht bereits als Teil des
notwendigen Lebensunterhalts i.S.v. Â§ 27b Abs. 1 SGB XII in der Einrichtung selbst
(und auch nicht aus dem Barbetrag) zu decken ist; â��weiterer notwendiger
Lebensunterhaltâ�� sind mithin alle aktuellen, nicht schon von der Einrichtung
gedeckten Bedarfe, die ohne die stationÃ¤re Unterbringung als Hilfe zum
Lebensunterhalt zu leisten wÃ¤ren (BSG, a.a.O.). Damit aber enthÃ¤lt Â§ 27b Abs. 2
SGB XII eine Ã�ffnungsklausel, die â�� vergleichbar mit Â§ 27a Abs. 4 SGB XII â��
eine abweichende Bedarfsbemessung erlaubt. Vor diesem Hintergrund besteht auch
fÃ¼r Leistungsberechtigte in Einrichtungen kein Anlass, Â§ 73 SGB XII auf
Passbeschaffungskosten (ggf. entsprechend) anzuwenden; denn fÃ¼r eine solche
Bedarfslage existiert bereits eine Regelung.

b) Auch nach dieser Ã�ffnungsklausel des Â§ 27b Abs. 2 SGB XII (i.d.F. bis
31.12.2019) hat der KlÃ¤ger indes keinen Anspruch auf Ã�bernahme seiner
Passbeschaffungskosten als weiteren notwendigen Lebensunterhalt (dazu unter aa).
Ebenfalls besteht kein Anspruch auf einen erhÃ¶hten Barbetrag (also einen solchen
oberhalb von 27 vom Hundert der Regelbedarfsstufe 1; dazu unter bb).

Welche Bedarfe dem Barbetrag und welche dem (sonstigen) weiteren notwendigen
Lebensunterhalt unterfallen, ist aus GrÃ¼nden der Transparenz notwendig
abzugrenzen; denn ansonsten wÃ¼rde der Barbetrag als Auffangbecken fÃ¼r alle
weiteren Bedarfe des Lebensunterhaltes herangezogen, und er bliebe wegen der
fehlenden exakten Bedarfsermittlung vÃ¶llig konturlos (vgl. BSG, Urteil vom
23.08.2013 â�� B 8 SO 17/12 R Rn. 36). Ausgangspunkt fÃ¼r diese Abgrenzung ist,
dass der Barbetrag als â��Taschengeldâ�� einen persÃ¶nlichen Freiraum zur
Deckung zusÃ¤tzlicher Aufwendungen unter BerÃ¼cksichtigung des Wunsch- und
Wahlrechts des LeistungsempfÃ¤ngers (Â§ 9 Abs. 2 S. 1 SGB XII) schaffen soll (vgl.
BSG, a.a.O. Rn. 37. Nach der zum 01.01.2020 in Kraft getretenen Fassung des Â§
27b Abs. 2 SGB XII soll der Barbetrag allerdings nicht mehr nur fÃ¼r persÃ¶nliche
BedÃ¼rfnisse, sondern auch fÃ¼r ErnÃ¤hrung, Kleidung, KÃ¶rperpflege, Hausrat,
Haushaltsenergie ohne die auf Heizung und Erzeugung von Warmwasser
entfallenden Anteile einzusetzen sein; vgl. dazu Busse in jurisPK-SGB XII, 3. Auflage
2020, Â§ 27b Rn. 46, Stand: 10.02.2020). Abgrenzungskriterium ist danach
(jedenfalls fÃ¼r die bei Bedarfsentstehung und Verwaltungsentscheidung im
vorliegenden Fall und noch bis zum 31.12.2019 geltende und deshalb hier
anzuwendende Rechtslage), ob der geltend gemachte Bedarf den persÃ¶nlichen,
individuellen WÃ¼nschen des Leistungsberechtigten entspringt (dann Barbetrag),
oder ob er rechtlich bzw. sonst existentiell erforderlich ist (dann sonstiger weiterer
notwendiger Lebensunterhalt, vgl. dazu BSG, a.a.O. Rn. 39).

FÃ¼r die streitbefangenen Passbeschaffungskosten folgt daraus: Begehrt der
KlÃ¤ger die Ã�bernahme der Kosten lediglich, um seiner Passpflicht aus Â§ 3 Abs. 1
S. 1 AufenthG nachzukommen, so ist dieses Ansinnen einer rechtlichen
Verpflichtung und nicht seinen individuellen WÃ¼nschen geschuldet; der Bedarf
wÃ¤re daher dem (sonstigen) weiteren notwendigen Lebensunterhalt zuzuordnen.
WÃ¤re es hingegen Ziel des KlÃ¤gers, mit dem Pass auch die MÃ¶glichkeit zu einer
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Auslandsreise zu haben, so wÃ¼rde dies seinen individuellen WÃ¼nschen
unterfallen und wÃ¤re daher grundsÃ¤tzlich dem Barbetrag zuzuordnen. Der
KlÃ¤ger hat insoweit vorgetragen, den Pass allein zur ErfÃ¼llung seiner Passpflicht
zu benÃ¶tigen, nicht hingegen fÃ¼r Auslandsreisen.

aa) Die Passbeschaffungskosten sind deshalb grundsÃ¤tzlich dem weiteren
notwendigen Lebensunterhalt i.S.d. Â§ 27b Abs. 2 SGB XII zuzuordnen. Denn die
Einrichtung, in der der KlÃ¤ger lebt, deckt diesen Bedarf nicht bzw. kann ihn schon
rein tatsÃ¤chlich nicht decken. Bedarfe aber, die der Sache nach bei der Ermittlung
der Regelbedarfe zumindest seit dem 01.01.2011 BerÃ¼cksichtigung finden (vgl.
dazu BSG, Urteil vom 29.05.2019 â�� B 8 SO 14/17 R Rn. 13 ff.), sind dann
grundsÃ¤tzlich durch Leistungen des (sonstigen) weiteren notwendigen
Lebensunterhaltes zu decken (vgl. dazu Behrend in jurisPK-SGB XII, 2. Auflage 2014,
Â§ 27b Rn. 45, anschlieÃ�end an einen Terminsbericht des BSG vom 16.11.2012
zum Revisionsverfahren B 8 SO 5/11 R). Dies gilt allerdings nur, wenn der Bedarf
tatsÃ¤chlich â��notwendigâ�� anfÃ¤llt.

(1) Der Notwendigkeit eines weiteren Lebensunterhalts steht allerdings nach der
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts bei Passkosten die MÃ¶glichkeit
entgegen, dass AuslÃ¤nder fÃ¼r den Aufenthalt im Bundesgebiet gemÃ¤Ã� Â§ 3
Abs. 1 S. 2 AufenthG ihre Passpflicht auch durch den Besitz eines Ausweisersatzes
(Â§ 48 Abs. 2 AufenthG) erfÃ¼llen und sie diesen Ausweiseratz beantragen
kÃ¶nnen, ohne dass fÃ¼r seine Erteilung GebÃ¼hren anfallen (Â§ 48 Abs. 1 Nr. 10
i.V.m. Â§ 53 Abs. 1 S. 1 Nr. 8 AufenthV). Voraussetzung hierfÃ¼r sei nach Â§ 48 Abs.
2 AufenthG, dass der AuslÃ¤nder einen Pass seines Heimatlandes nicht auf
zumutbare Weise erlangen kÃ¶nne. Sofern die erhaltenen Sozialleistungen bezogen
auf die ErfÃ¼llung der Passpflicht keinen Spielraum bÃ¶ten, liege es nahe, die
Aufbringung der Passbeschaffungskosten als unzumutbar i.S.d. Â§ 48 Abs. 2
AufenthG anzusehen (so BSG, Urteil vom 29.05.2019 â�� B 8 SO 8/17 R Rn. 19 ff.,
unter Verweis auf MÃ¶ller in Hofmann, AuslÃ¤nderrecht, 2. Auflage 2016, Â§ 48
AufenthG Rn. 18). Nach dieser Rechtsprechung kann ein BedÃ¼rftiger auf die
Beantragung eines Ausweisersatzes jedenfalls dann verwiesen werden, wenn diese
nicht offensichtlich aussichtlos erscheint.

(a) Eine solche offensichtliche Aussichtslosigkeit lÃ¤sst sich fÃ¼r den KlÃ¤ger nicht
feststellen: Nach eigenem Vortrag hat er einen Ausweisersatz nicht einmal
beantragt. Der von ihm vorgelegte E-Mail-Verkehr mit dem zustÃ¤ndigen
AuslÃ¤nderamt besagt nichts Gegenteiliges. Denn darin erkundigte sich sein
Betreuer allein nach den rechtlichen Wirkungen eines Ausweisersatzes, ohne jedoch
zum Ausdruck zu bringen, dass er einen solchen konkret fÃ¼r den KlÃ¤ger
beantrage. Wenn das AuslÃ¤nderamt daraufhin mit allgemeinen rechtlichen
AusfÃ¼hrungen zur Passpflicht geantwortet hat, ergibt sich daraus nicht bereits,
dass ein Antrag des KlÃ¤gers aussichtslos wÃ¤re. Denn der KlÃ¤ger kÃ¶nnte â��
was er gegenÃ¼ber dem AuslÃ¤nderamt bisher nicht getan hat â�� bei einer
Antragstellung gerade auch auf seinen Sozialhilfebezug sowie auf die betreffende
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (Urteil vom 29.05.2019 â�� B 8 SO 8/17 R
) hinweisen.
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(b) Eine die Erteilung eines Ausweisersatzes hindernde Zumutbarkeit der
Passbeschaffung i.S.v. Â§ 48 Abs. 2 AufenthG bzw. Â§ 55 Abs. 1 Nr. 1 AufenthV kann
im Ã�brigen auch nicht allein deshalb angenommen werden, weil grundsÃ¤tzlich ein
Darlehen gemÃ¤Ã� Â§ 37 Abs. 1 SGB XII mÃ¶glich erscheint (und dem KlÃ¤ger auch
tatsÃ¤chlich gewÃ¤hrt wurde). Denn zum einen wÃ¤re es ein Zirkelschluss, wegen
MÃ¶glichkeit eines Darlehens die Zumutbarkeit der GebÃ¼hrentragung nach Â§ 5
Abs. 2 Nr. 4 AufenthV zu bejahen und so zu einem Anspruch auf zuschussweise
Leistungsbewilligung zu gelangen, welcher wiederum eine DarlehensgewÃ¤hrung
ausschlieÃ�en wÃ¼rde. Zum anderen hat das Bundessozialgericht die GewÃ¤hrung
(sogar lediglich) eines Darlehens nur als ultima ratio fÃ¼r mÃ¶glich erachtet, wenn
der Leistungsberechtigte einen Ausweisersatz nach Â§ 48 Abs. 2 AufenthG
beantragt hatte und dieser Antrag abgelehnt worden ist (vgl. BSG, Urteil vom
29.05.2019 â�� B 8 SO 8/17 R Rn. 22).

(c) Soweit der KlÃ¤ger in diesem Zusammenhang auf Â§ 5 Abs. 2 Nr. 4 AufenthV
verweist (der als Regelung fÃ¼r den Reiseausweis fÃ¼r AuslÃ¤nder gemÃ¤Ã� Â§ 55
Abs. 1 S. 3 AufenthV auch fÃ¼r die Ausstellung eines Ausweisersatzes gilt), wonach
es fÃ¼r die Erlangung eines auslÃ¤ndischen Passes als zumutbar gelte, fÃ¼r die
behÃ¶rdlichen MaÃ�nahmen die vom Herkunftsstaat allgemein festgelegten
GebÃ¼hren zu zahlen, steht dies den genannten ErwÃ¤gungen des
Bundessozialgerichts nicht entgegen. Denn zur BegrÃ¼ndung der Zumutbarkeit der
GebÃ¼hrentragung verweist die auslÃ¤nderrechtliche Kommentarliteratur (vgl.
MÃ¶ller, a.a.O.; Winkelmann in Bergmann/Dienelt, AuslÃ¤nderrecht, 12. Auflage
2018, Â§ 48 AufenthG Rn. 9) auf die sozialgerichtliche Rechtsprechung zur
Ã�bernahme der Kosten durch den betroffenen LeistungstrÃ¤ger. Dabei wird jedoch
verkannt, dass ein Leistungsanspruch fÃ¼r Passbeschaffungskosten lediglich im
Rahmen von sog. Grundleistungen nach Â§Â§ 3 ff. AsylbLG besteht; ein in Ã¤lterer
sozialgerichtlicher Rechtsprechung noch angenommener Anspruch aus Â§ 73 SGB
XII scheidet hingegen seit der Neufassung der Regelbedarfe aus (s.o.). Das SGB XII
sieht vielmehr (wie auch das SGB II) fÃ¼r Anspruchsberechtigte, die nicht in einer
Einrichtung leben, keine zuschussweisen Leistungen mehr vor (BSG, Urteil vom
29.05.2019 â�� B 8 SO 8/17 R Rn. 20).

(2) Nach Auffassung des Senats kann auch fÃ¼r LeistungsempfÃ¤nger nach dem
SGB XII, die in Einrichtungen leben, nichts anderes gelten. Denn als (sonstiger)
weiterer notwendiger Lebensunterhalt ist allenfalls dasjenige zu leisten, was
auÃ�erhalb stationÃ¤rer Leistungen als Teil des Regelsatzes gewÃ¤hrt wÃ¼rde
(s.o.). Dazu aber zÃ¤hlt der Bedarf fÃ¼r die Beschaffung eines tÃ¼rkischen Passes
gerade nicht, auch wenn er die in Deutschland erhobenen, im Regelsatz
berÃ¼cksichtigten GebÃ¼hren (hier: mit 211,00 EUR) um ein Vielfaches
Ã¼bersteigt. Eine ErhÃ¶hung des Regelsatzes gemÃ¤Ã� Â§ 27a Abs. 4 S. 1 SGB XII
kÃ¤me auÃ�erhalb stationÃ¤rer Einrichtungen jedoch nicht in Betracht, weil eine
solche nur zur Deckung laufender, nicht aber einmaliger Bedarfe vorgesehen ist
(vgl. dazu bereits Urteil des Senats vom 18.05.2015 â�� L 20 SO 355/13 Rn. 44).
Damit kommt auch fÃ¼r Leistungsberechtigte in stationÃ¤ren Einrichtungen eine
Ã�bernahme hÃ¶herer Kosten (als sonstiger weiterer notwendiger Lebensunterhalt)
nicht in Betracht. Denn anderenfalls wÃ¼rden sie in Einrichtungen bessergestellt
als Leistungsberechtigte auÃ�erhalb von Einrichtungen. Eine derartige
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Besserstellung bei Einrichtungsaufenthalt sollte aber durch die EinfÃ¼hrung des Â§
35 SGB XII a.F. bzw. 27b SGB XII n.F. gerade vermieden werden (vgl. BT-Drs.
15/1514, S. 61, dort zu Â§ 35; vgl. ferner Behrend in jurisPK-SGB XII, 2. Auflage
2014, Â§ 27b Rn. 25). Eine zuschussweise Ã�bernahme der GebÃ¼hren fÃ¼r den
tÃ¼rkischen Pass des KlÃ¤gers kommt damit auch im Rahmen des notwendigen
weiteren Lebensunterhalts nicht in Betracht.

bb) Nichts anderes kÃ¶nnte im Ã�brigen gelten, wenn der KlÃ¤ger einen Pass
(auch) zur DurchfÃ¼hrung von Auslandsreisen begehrt hÃ¤tte. Der Bedarf wÃ¤re
dann grundsÃ¤tzlich dem Barbetrag zuzuordnen. Eine individuelle ErhÃ¶hung
dieses Barbetrages nach Â§ 27b Abs. 2 S. 1, 2 SGB XII kÃ¤me jedoch nicht in
Betracht. Denn ein BedÃ¼rfnis des KlÃ¤gers, ins Ausland zu verreisen â�� welches
mit einem Ausweisersatz gemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs. 2 AufenthG nicht erfÃ¼llt werden
kÃ¶nnte â�� fÃ¤llt grundsÃ¤tzlich nicht unter die existenzsicherungsrechtlich
geschÃ¼tzten Bedarfslagen. Allein die bloÃ�e MÃ¶glichkeit beispielsweise eines
familiÃ¤ren Notfalls im Ausland begrÃ¼ndet jedenfalls noch keine Unabweisbarkeit
eines Bedarfs fÃ¼r einen Reisepass (vgl. BSG, Urteil vom 29.05.2019 â�� B 8 SO
8/17 R Rn. 21).

C. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

D. Der Senat hat die Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 SGG wegen
grundsÃ¤tzlicher Bedeutung zugelassen. Die Rechtsfrage, ob ein Anspruch auf
Ã�bernahme von Passbeschaffungskosten bei Bewohnern von stationÃ¤ren
Einrichtungen besteht, die als Geldleistung lediglich einen Barbetrag erhalten, ist
hÃ¶chstrichterlich nicht geklÃ¤rt.

Erstellt am: 23.06.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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